
713 Wehrpflichtgesetz

W. V. unterstützten die DDR bei 
der Durchführung der Maßnah­
men vom 13. 8.1961 (-»- antiia- 
schistischer SchutzwaU). Im Inter­
esse der Minderung der interna­
tionalen Spannungen unterbreite­
ten die Mitgliedstaaten des W. V. 
mehrfach Vorschläge zum Ab­
schluß eines Nichtangriffsvertra­
ges zwischen den Teilnehmerstaa­
ten des W. V. und des Nord­
atlantikpaktes, über die Bildung 

atomwafientreier Zonen und 
zur ->■ Abrüstung. In den Bera­
tungen des Politischen Beraten­
den Ausschusses vom Jan. 1965 
und Juli 1966 beschlossen die 
Teilnehmerstaaten des W. V. ein 
gemeinsames konstruktives Pro­
gramm von Maßnahmen zur Ge­
währleistung der europäischen 
Sicherheit (->■ System der euro­
päischen Sicherheit). In einer Er­
klärung vom Juli 1966 zur Ag­
gression des USA-Imperialismus 
in Vietnam verurteilten sie ent­
schieden die imperialistische Ag­
gression und deren ständige Aus­
weitung und versicherten der De­
mokratischen Republik Vietnam, 
daß sie ihr auch künftig vielfäl­
tige Hilfe in ihrem gerechten 
Kampf leisten werden. Organe 
des W. V.: Politischer Beratender 
Ausschuß, Vereintes Oberkom­
mando der Streitkräfte, Stab der 
Vereinten Streitkräfte.

WBDJ Weltbund der Demo­
kratischen Jugend

Wehrkreiskommando: Dienststelle 
der Nationalen Volksarmee in 
einem Kreis der DDR. Das W. 
sichert auf der Grundlage des ->- 
WehrpRichtgesetzes sowie ande- 
Ter gesetzlicher und militärischer 
Bestimmungen die kontinuierliche 
personelle Auffüllung der Natio­
nalen Volksarmee und der Or­
gane des Wehrersatzdienstes. In 
Zusammenarbeit mit den staat­
lichen Institutionen mustert es

die Wehrpflichtigen und beruft 
sie zum aktiven Wehr-, Wehr­
ersatz- bzw. Reservistenwehr­
dienst ein. Das W. unterstützt die 
staatlichen Organe, Parteien und 
Massenorganisationen bei der so­
zialistischen Wehrerziehung und 
leitet die Arbeit mit den Reser­
visten an.

Wehrpflicht: verfassungsrechtlich 
geregelte Grundpflicht aller wehr­
pflichtigen Bürger eines Landes 
(in der Regel männlicher Bürger, 
in verschiedenen Staaten, z. B. Is­
rael, auch aller unverheirateten 
Frauen bestimmten Alters), im 
Frieden eine bestimmte Zeit in 
den bewaffneten Kräften zu die­
nen, das Waffenhandwerk zu er­
lernen und im Kriegsfall dem 
Einberufungsbefehl zu den Streit­
kräften zu folgen. Die W. umfaßt 
auch die Pflicht, sich nach ent­
sprechender Aufforderung zu 
melden, sich vorzustellen und auf 
Diensttauglichkeit untersuchen zu 
lassen. Inhalt und politischer 
Zweck der W. sind vom Charakter 
der Gesellschafts- und Staatsord­
nung des jeweiligen Landes ab­
hängig. In den imperialistischen 
Staaten dient die allgemeine W. 
der Schaffung aggressionsbereiter 
Massenheere, in den sozialisti­
schen Ländern der Schaffung 
einer modernen, gefechtsbereiten 
Armee zur Abwehr imperialisti­
scher Aggressionsakte.

Wehrpflichtgesetz (Gesetz über 
die allgemeine Wehrpflicht): am 
24. 1.1962 von der Volkskammer 
der DDR beschlossen. Die allge­
meine Wehrpflicht ist das zweck­
mäßigste System zur Auffüllung 
einer sozialistischen Armee. Sie 
gewährleistet die systematische 
militärische Ausbildung der 
wehrfähigen männlichen Bürger 
und sichert die planmäßige Aus­
bildung der Reservisten. Die 
Wehrpflicht erfaßt die männlichen
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